
ZUSAMMENFASSUNG    
  

 

Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
Generaldirektion Interne Politikbereiche 

PE 754.127 – März 2024 

ZUSAMMENFASSUNG 
Studie für den PETI-Ausschuss  

 

 
Gezielte Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen 

zur Bewältigung der Lebenshaltungskostenkrise 1  
 

Die vorliegende Studie wurde auf Ersuchen des Petitionsausschusses (PETI) von der Fachabteilung 
für Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments in Auftrag 
gegeben. Die an den Ausschuss gerichteten Petitionen zeigen auf, dass Menschen mit 
Behinderungen mit verschiedenen Arten von Schwierigkeiten konfrontiert sind, die nicht zuletzt 
auch mit Armut und sozialer Ausgrenzung zusammenhängen. In der Europäischen Union leben 
derzeit 100 Millionen Menschen mit Behinderungen, was 15 % der Gesamtbevölkerung entspricht. 
Die Daten zeigen, dass Menschen mit Behinderungen häufiger von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung betroffen sind als Menschen ohne Behinderungen (im Jahr 2021: 29,7 % 
gegenüber 18,8 %). In dieser Studie werden die vorhandenen Erkenntnisse darüber 
zusammengeführt, dass die jüngsten Krisen, darunter die COVID-19-Pandemie, die anhaltende 
Energiekrise infolge der russischen Invasion in die Ukraine und die steigende Inflation, Menschen 
mit Behinderungen und ihre Familien unverhältnismäßig stark treffen.  

Die Fachliteratur belegt, dass Menschen mit Behinderungen viele verschiedene 
behinderungsbedingte Mehrkosten zu tragen haben, die für sie und ihre Familien eine erhebliche 
finanzielle Belastung darstellen können und damit zu einem erhöhten Armutsrisiko führen. Diese 
Mehrkosten können direkte (z. B. Hilfsmittel, Wohnraumanpassungen), indirekte und 
Opportunitätskosten sein und im Zusammenhang mit allgemeinen Waren wie Lebensmitteln 
oder Gesundheitsprodukten oder behinderungsspezifischen Sach- und Dienstleistungen 
anfallen.  

In den letzten Jahren hat die EU legislative und nicht-legislative Instrumente angenommen, mit 
denen die soziale Eingliederung von Menschen mit Behinderungen unterstützt werden soll, und 

                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/754127/IPOL_STU(2023)754127_EN.pdf 

ABRISS 

In dieser von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des PETI-Ausschusses in Auftrag gegebenen 
Studie werden die Auswirkungen der anhaltenden Lebenshaltungskostenkrise und 
Energiekrise auf den Lebensstandard von Menschen mit Behinderungen analysiert. 
Gestützt auf die verfügbaren Daten bietet sie einen Überblick über Rechtsvorschriften, 
politische Maßnahmen und Programme, mit denen Menschen mit Behinderungen und 
ihre Familien auf EU-Ebene und in ausgewählten Mitgliedstaaten bei der Bewältigung 
der steigenden Lebenshaltungskosten unterstützt werden. 
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mehrere neuere Initiativen (z. B. der Europäische Grüne Deal oder das Paket „Fit für 55“) sind auch 
für Menschen mit Behinderungen und ihre Familien von Bedeutung, da mit ihnen das Problem der 
Energiearmut angegangen wird. In den Initiativen, mit denen auf die Herausforderungen der 
jüngsten Krisen reagiert wird, werden Menschen mit Behinderungen in der übergeordneten 
Kategorie der gefährdeten Gruppen/Haushalte berücksichtigt (siehe z. B. im Fall der 
Energiearmut) und bleiben somit in den politischen Bemühungen unsichtbar. Infolgedessen 
besteht die Gefahr, dass ihre spezifischen Bedürfnisse in politischen Entscheidungen nicht 
berücksichtigt werden. Beispielsweise werden die Haushalte durch Maßnahmen im Bereich der 
Energieeffizienz dazu angehalten, ihren Energieverbrauch zu senken oder im Rahmen der 
Energiewende in energieeffiziente Wohnungen und Umbauten zu investieren. Solche Maßnahmen 
können unbeabsichtigt zu einer verstärkten Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen 
führen, die einen höheren Energiebedarf haben und in der Regel über weniger finanzielle Mittel 
oder Kapital für Investitionen verfügen.  

Zwischen 2020 und 2023 haben die EU-Mitgliedstaaten Ad-hoc-Maßnahmen eingeführt, die 
Menschen mit Behinderungen und ihren Familien entweder gezielt oder indirekt 
zugutegekommen sind. Diese Maßnahmen zielten darauf ab, die besonderen Erfordernisse 
gefährdeter Gruppen abzudecken bzw. die Mehrkosten zu kompensieren, die sie aufgrund der 
Lebenshaltungskostenkrise zu tragen hatten. Die zu dieser Studie durchgeführten Fallstudien haben 
gezeigt, dass bei gezielten Maßnahmen der Kontext der bestehenden Wohlfahrtsinstrumente 
für Menschen mit Behinderungen berücksichtigt werden muss. Länder, in denen Menschen mit 
Behinderungen zielgruppenspezifische Leistungen erhalten, können auf Krisen mit einer 
Erhöhung oder Umgestaltung der bestehenden Leistungen reagieren, um die Mehrkosten von 
Menschen mit Behinderungen und ihren Familien auszugleichen. Ein weiterer Ansatz kann die 
Lockerung der Anspruchsvoraussetzungen sein, sodass der Zugang zu bestehenden Leistungen 
erleichtert wird. Andererseits haben Länder, in denen der Bevölkerung einschließlich Menschen mit 
Behinderungen umfangreiche Renten- bzw. Sozialfürsorgeleistungen zur Verfügung stehen, 
allgemeine Ad-hoc-Maßnahmen eingeführt, durch die Menschen mit Behinderungen unabhängig 
von ihrem Status unterstützt werden. Durch diese Maßnahmen wurde Unterstützung für gefährdete 
Gruppen bereitgestellt, aber nicht zwingend der behinderungsspezifische Mehrbedarf 
ausgeglichen.  

Generell müssen sowohl auf EU- als auch auf nationaler Ebene verstärkte Bemühungen 
unternommen werden, um die Lage von Bevölkerungsgruppen wie Menschen mit Behinderungen, 
die besonders anfällig für die Auswirkungen von Lebenshaltungskosten- und Energiekrisen sind, zu 
ermitteln und zu überwachen. Bei der Messung der Armut, einschließlich der Energiearmut und der 
Ergebnisse politischer Maßnahmen, müssen differenzierte Daten unter Berücksichtigung von 
Behinderungen noch systematischer erhoben werden. Dies ist für die Umsetzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen von 
großer Bedeutung, um sicherzustellen, dass das Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
einen angemessenen Lebensstandard und volle Teilhabe an der Gesellschaft gewahrt wird. Für 
die Kenntnis der besonderen Bedürfnisse und Lage von Menschen mit Behinderungen sollten die 
politischen Entscheidungsträger auf EU- und nationaler Ebene die Vertretungsorganisationen von 
Menschen mit Behinderungen eng konsultieren und in die Gestaltung politischer Instrumente 
einbeziehen. 

Empfehlungen an die Organe und Einrichtungen der Union 

• Verstärkung der europäischen Bemühungen, die Lage von Menschen mit Behinderungen 
(und anderen gefährdeten Gruppen) zu beobachten, die durch die Auswirkungen von 
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erhöhten Lebenshaltungskosten und Energiekrisen besonders gefährdet sind. Dies schließt 
die Überwachung und Bewertung der Auswirkungen bereits umgesetzter allgemeiner 
und gezielter politischer Maßnahmen auf Menschen mit Behinderungen und ihre 
Familien ein. 

• Angesichts der unverhältnismäßigen Auswirkungen der Lebenshaltungskostenkrise und der 
Energiekrise auf Menschen mit Behinderungen, bei denen unter Umständen Mehrbedarf 
besteht und höhere Kosten anfallen, sollte diese Zielgruppe in Maßnahmen der EU-
Politik spezifisch berücksichtigt werden. Wenn sie nur in der Kategorie der „gefährdeten 
Gruppen“ betrachtet werden, könnten ihre spezifischen Bedürfnisse unberücksichtigt 
bleiben oder sogar Nachteile für sie entstehen (z. B. verstärkte Ausgrenzung durch 
Energieeffizienzmaßnahmen, wenn Menschen mit Behinderungen einen erhöhten 
Energiebedarf haben und über weniger finanzielle Mittel für Investitionen in die 
Energiewende verfügen). 

• Verbesserung der Verfügbarkeit hochwertiger differenzierter Daten, bei denen 
Behinderungen berücksichtigt werden, sowie der Methoden und Indikatoren zur 
Messung sozial- und wohlfahrtspolitischer Ergebnisse wie Armut (z. B. Bereinigung um 
behinderungsbedingte Mehrkosten). 

• In Anknüpfung an den vorigen Punkt Bereitstellung von Finanzmitteln für eine 
unabhängige EU-weite Untersuchung zu den Mehrkosten des Lebens mit einer 
Behinderung und den Auswirkungen der politischen Ad-hoc-Maßnahmen, die in 
verschiedenen EU-Mitgliedstaaten ergriffen wurden, um die Folgen der 
Lebenshaltungskostenkrise abzufedern. 

• Genauere Überprüfung, inwiefern Menschen mit Behinderungen als Begünstigte von EU-
finanzierten Programmen bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt mit EU-Mitteln (z. B. 
ESF+) und zeitlich befristeten Instrumenten (z. B. ARF) unterstützt wurden und inwiefern 
gestärkte Sozialdienste und Sozialschutzsysteme zu einem unabhängigen Leben dieser 
Menschen, auch in ländlichen Gebieten, beigetragen haben.  

• Unterstützung des Austauschs zwischen den EU-Mitgliedstaaten und des 
gegenseitigen Lernens und Schaffung diesbezüglicher Gelegenheiten hinsichtlich der 
verschiedenen Ansätze in den einzelnen Ländern, mit denen die Auswirkungen der 
Lebenshaltungskostenkrise für Menschen mit Behinderungen abgemildert werden sollen, 
und hinsichtlich der bisherigen Ergebnisse unterschiedlicher politischer Maßnahmen.  

• Förderung der Einbeziehung und Vertretung von Menschen mit Behinderungen und 
ihrer Vertretungsorganisationen bei der Gestaltung und Umsetzung politischer 
Maßnahmen, damit diese deren besonderen Bedürfnissen und Herausforderungen gerecht 
werden und eine unbeabsichtigte Benachteiligung oder verstärkte Ausgrenzung vermieden 
wird. 

Empfehlungen an die Regierungen der Mitgliedstaaten 

• Genaue Beobachtung der Auswirkungen bereits umgesetzter politischer Maßnahmen 
sowie allgemeiner oder gezielter Ad-hoc-Maßnahmen auf Menschen mit Behinderungen 
und ihre Familien (und auch auf andere gefährdete Gruppen), um sicherzustellen, dass sie 
einen wirksamen Schutz gegen das erhöhte Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung 
bieten.  
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• Festlegung von Maßnahmen zur Beseitigung bestehender Lücken im Sozialschutz für 
Menschen mit Behinderungen im Einklang mit der Empfehlung der EU-Strategie für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-2030, um die anhaltende Ungleichheit zu 
verringern, u. a. durch den Ausgleich behinderungsbedingter Mehrkosten und die 
Anspruchsberechtigung auf Leistungen bei Behinderung. Sozialleistungen sollten die 
Bemühungen um eine bessere Integration von Menschen mit Behinderungen in den 
Arbeitsmarkt nicht behindern, sondern ergänzen (Beseitigung der „Sozialleistungsfalle“). 

• Förderung der Einbeziehung und Vertretung von Menschen mit Behinderungen bei der 
Gestaltung und Umsetzung von Maßnahmen. 

• Alle vier in dieser Studie untersuchten Länder haben Einmalzahlungen als Ausgleich für 
gestiegene Lebenshaltungskosten eingeführt und damit eine einmalige Unterstützung 
gewährt, um die Auswirkungen der Mehrfachkrisen abzufedern. Im Falle der derzeitigen 
Krise könnte jedoch der Ansatz der automatischen Valorisierung von Sozialleistungen 
besser geeignet sein, um die anhaltenden Auswirkungen auf die Kosten steigender 
öffentlicher Ausgaben abzumildern. 
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